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Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
Teinfaltstraße 7 
1010 Wien 

18. Oktober 2023 

GÖD-Info: Besoldungsreform 2023 

Sehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege! 

Heute wurde im Nationalrat die Besoldungsreform 2023 mit den Stimmen der ÖVP, 
der SPÖ und der Grünen beschlossen. 

Ausgangslage 

Der Europäischen Gerichtshof (EuGH) entschied am 20. April 2023, dass hinsichtlich 
der Anrechnung von sonstigen Zeiten im Rahmen der Besoldungsreform 2019 
möglicherweise eine Unionsrechtswidrigkeit vorliege. 

Im Anschluss an die EuGH-Entscheidung sprach der Verwaltungsgerichtshof mit 
Erkenntnis vom 18. Juli 2023 aus, dass der in der Besoldungsreform 2019 
vorgesehene „Pauschalabzug“ von vier Jahren bei den sonstigen Zeiten eine 
Altersdiskriminierung begründe, da er eine Anrechnung von Lehrzeiten unabhängig 
von ihrer Lage in Bezug auf die Vollendung des 18. Lebensjahrs faktisch 
verunmögliche. Der Gesetzgeber ist deshalb unionsrechtlich verpflichtet, 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der Gleichbehandlung zu erlassen. 

Im Sommer führten wir intensive Verhandlungen mit dem Dienstgeber, der 
anfänglich auch über ein Modell nachdachte, das Einsparungen – also Verluste für 
die Dienstnehmer:innen – bringen könnte. (Europarechtlich möglich wäre auch, 
eine Anrechnung sonstiger Zeiten vollständig und rückwirkend entfallen zu 
lassen.) Schließlich einigten wir uns auf eine Sanierung, die in den nächsten fünf 
Jahren den Kolleg:innen rund eine Milliarde Euro zusätzlich beschert. Von der 
Neuregelung profitieren in erster Linie Personen, die bisher wenige oder keine 
sonstigen Zeiten angerechnet bekommen haben. Eine sich allfällig ergebende 
Nachzahlung erfolgt rückwirkend ab dem 1. Mai 2016. 

Wer ist betroffen? 

Für Bundesbedienstete und Landeslehrer:innen, deren Vorrückungsstichtag oder 
deren Besoldungsdienstalter (BDA) erstmalig bereits unter Berücksichtigung von 
Vordienstzeiten, die vor dem 18. Geburtstag liegen, ermittelt worden ist, ändert 
sich nichts. Das sind Personen, deren Vorrückungsstichtag oder BDA nach dem 
30. August 2010 erstmalig festgestellt wurde. 
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Amtswegig erfolgt eine Neufestsetzung des BDA bei allen Bundesbediensteten 
und Landeslehrer:innen, 

• die sich am Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019 (8. Juli 
2019) im Dienststand befanden und 

• die im Rahmen der Besoldungsreform 2015 ins neue System übergeleitet 
wurden und 

• deren erstmalige Festsetzung des Vorrückungsstichtags unter Ausschluss 
von Vordienstzeiten vor dem 18. Geburtstag erfolgte. 

Zusätzlich sind von der amtswegigen Neufestsetzung auch jene Bundesbedienste-
ten und Landeslehr:innen umfasst, deren BDA im Zuge der Besoldungsreform 2019 
auf Antrag neu festgesetzt wurde. 

Wie erfolgt die neuerliche Festsetzung des BDA? 

In jenen Fällen, in denen die relevanten Umstände bereits aktenkundig sind, weil 
eine Neufestsetzung des BDA im Rahmen der Besoldungsreform 2019 bereits 
erfolgte, kann die Durchführung eines erneuten Ermittlungsverfahrens 
unterbleiben, sofern die Aktenlage nicht auf die Notwendigkeit weiterer 
Abklärungen schließen lässt. 

Die Neueinstufung erfolgt weiterhin durch eine Vergleichsberechnung. Das BDA 
erhöht sich (Ausnahme: siehe „Schutzklausel“) um den zwischen dem 
Vergleichsstichtag und dem Vorrückungsstichtag liegenden Zeitraum. 

Anders als im Zuge der Besoldungsreform 2019 gibt es bei sonstigen Zeiten keinen 
„Pauschalabzug“ von vier Jahren. Es erfolgt eine Anrechnung sonstiger Zeiten zu 
42,86 %, sofern sie nach dem 30. Juni jenes Kalenderjahres zurückgelegt wurden, in 
dem die allgemeine Schulpflicht von neun Schuljahren absolviert wurde. 

Zur Vermeidung von Verlusten für jene Bediensteten, die von der „Deckelung“ der 
Anrechenbarkeit der sonstigen Zeiten mit insgesamt höchstens drei Jahren 
betroffen waren, wird das Ausmaß der höchstmöglichen Anrechnung auf drei Jahre 
und sechs Monate ausgeweitet (50 % von 3 Jahren = 42,86 % von 3,5 Jahren). 

Die bisherige „Entschiedene Sache-Klausel“ entfällt, womit künftig im Rahmen der 
Neueinstufungen auch die nach dem 18. Geburtstag zurückgelegten Zeiten einer 
Überprüfung zugänglich sind, wenn sich aus der Aktenlage Hinweise auf eine 
fälschliche Beurteilung in früheren Verfahren ergeben. 
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Schutzklausel 

Bei einer sehr kleinen Zahl an Bediensteten (rund 0,75 % der Betroffenen) kann es 
zu einer geringfügigen Verschlechterung des BDA kommen. Konkret handelt es sich 
dabei um Personen, die sonstige Zeiten in einem sehr hohen Ausmaß angerechnet 
bekommen haben. Für jene wenigen Fälle ist eine (aufsaugbare) Ergänzungszulage 
vorgesehen. Konkret wird damit der Monatsbezug gewahrt, der dem bisherigen 
Besitzstand entspricht. 

Wir freuen uns über den für die Kolleg:innen erreichten Erfolg und verbleiben mit 
kollegialen Grüßen 

Daniela Rauchwarter, MA, e.h. Mag. Dr. Eckehard Quin, e.h. 
Vorsitzender-Stellvertreterin 
Bereichsleiterin Besoldung 

Vorsitzender 
Bereichsleiter Dienstrecht 

Beilage: Besoldungsreform 2023 (am 18. Oktober im Nationalrat beschlossener 
Gesetzestext) 
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Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 und das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

INHALTSVERZEICHNIS 

 Art. Gegenstand 
 1 Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 
 2 Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 

Artikel 1 
Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

Das Gehaltsgesetz 1956 – GehG, BGBl. Nr. 54/1956, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 206/2022, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Z 5 lit. b wird das Zitat „§ 273 Abs. 1 BDG 1979“ durch das Zitat „§ 273 Abs. 1 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 – BDG 1979, BGBl. Nr. 333/1979“ ersetzt. 

1a. In § 169f werden nach Abs. 4 folgende Abs. 4a und 4b eingefügt: 
„(4a) Auf die Beamtin oder den Beamten, deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung durch 

unmittelbare Anwendung des Unionsrechts neu festgesetzt wurde, ist Abs. 4 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass als Besoldungsdienstalter nach § 169c jenes Besoldungsdienstalter gilt, dass sich bei 
einer Überleitung gemäß § 169c nach Maßgabe des letzten Vorrückungsstichtags ergeben hätte, der unter 
Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegten Zeiten festgesetzt wurde. 

(4b) Gebührte der Beamtin oder dem Beamten gemäß Abs. 4a, die oder der vor der Überleitung 
gemäß § 169c zur Richterin oder zum Richter der Gehaltsgruppe R 3 oder zur Staatsanwältin oder zum 
Staatsanwalt der Gehaltsgruppe St 3 ernannt und in dieser Gehaltsgruppe übergeleitet wurde, durch die 
Anwendung des § 66 Abs. 11 zweiter Satz oder des § 190 Abs. 6 zweiter Satz RStDG in der bis zum 
Ablauf des 11. Februar 2015 geltenden Fassung eine höhere Einstufung als nach Maßgabe des letzten 
Vorrückungsstichtags, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegten 
Zeiten festgesetzt wurde, so tritt an die Stelle des Besoldungsdienstalters gemäß Abs. 4a das 
Besoldungsdienstalter, dass sich bei einer Überleitung gemäß § 169c nach Maßgabe dieser höheren 
Einstufung ergeben hätte.“ 

1b. Dem § 169f werden folgende Abs. 9 und 10 angefügt: 
„(9) Bei der Beamtin oder dem Beamten, deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung bis zum 

Tag der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2023 bereits gemäß Abs. 1, 2 oder 3 neu 
festgesetzt wurde, ist die besoldungsrechtliche Stellung gemäß Abs. 4 und 5 von Amts wegen mit der 
Maßgabe bescheidmäßig neu festzusetzen, dass an Stelle des bereits ermittelten Vergleichsstichtags der 
Vergleichsstichtag gemäß § 169g in der geltenden Fassung tritt. Abs. 7 ist nicht anzuwenden. Die 
Dienstbehörde kann gänzlich von der Durchführung eines neuen Ermittlungsverfahrens absehen, wenn 
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die Sache zur Entscheidung reif ist. Abs. 6 und 6a sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass allfällige 
Nachzahlungen für denselben Zeitraum erfolgen wie bei der vorangegangenen Neufestsetzung. 

(10) Der Beamtin oder dem Beamten, deren oder dessen neu festgesetztes 
Besoldungsdienstalter gemäß Abs. 4 hinter jenem Besoldungsdienstalter zurückbleibt, das sie oder 
er mit dem Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2023 nach den bis 
dahin geltenden Vorschriften erreicht hatte, gebührt ab diesem Monat eine ruhegenussfähige 
Ergänzungszulage auf den für das höhere Besoldungsdienstalter gebührenden Monatsbezug. Als bereits 
erreichtes Besoldungsdienstalter gilt 
 1. bei der Beamtin oder dem Beamten gemäß Abs. 9 das Besoldungsdienstalter, das nach Maßgabe 

des Vergleichsstichtags erreicht wurde, bei dessen Ermittlung sonstige Zeiten nur insoweit zur 
Hälfte vorangestellt wurden, als sie insgesamt das Ausmaß von vier Jahren übersteigen, und 

 2. bei der Beamtin oder dem Beamten, auf die oder den Z 1 nicht zutrifft, das unverbesserte bzw. 
unverminderte Besoldungsdienstalter zum Ablauf des 28. Februar 2015 gemäß Abs. 4 zweiter 
Satz (Abs. 4a) unter Berücksichtigung der bis zum Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2023 zurückgelegten Dienstzeit einschließlich einer allfälligen Zurechnung 
gemäß § 169c Abs. 7. 

Die ab dem Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2023 zurückgelegte Dienstzeit 
ist in das Besoldungsdienstalter gemäß Z 1 oder 2 nicht einzurechnen.“ 

1c. In § 169g Abs. 1 entfällt die Wortfolge „nach Erreichen des Mindestalters für eine Beschäftigung im 
Rahmen eines Systems der dualen Ausbildung nach Art. 4 Abs. 2 lit. b der Richtlinie 94/33/EG des Rates 
vom 22. Juni 1994 über den Jugendarbeitsschutz, in der Fassung ABl. Nr. L 216 vom 20.08.1994 S. 12, 
zurückgelegten“. 

1d. § 169g Abs. 3 Z 1 lautet: 
 „1. sind Zeiten nicht von einer Voransetzung vor den Tag der Anstellung ausgeschlossen. wenn sie 

vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegt wurden;“ 

1e. § 169g Abs. 3 Z 4 lautet: 
 „4. sind jene sonstige Zeiten, die nicht zur Gänze dem Tag der Anstellung voranzustellen sind, 

ausschließlich insoweit zu berücksichtigen, als diese nach dem 30. Juni jenes Kalenderjahres 
zurückgelegt wurden, in dem die allgemeine Schulpflicht von neun Schuljahren absolviert wurde, 
und das ausschließlich im Umfang von 42,86% des Gesamtausmaß dieser sonstigen Zeiten in 
Tagen; hat die Beamtin oder der Beamte weniger als neun Schuljahre absolviert, so ist der 30. 
Juni jenes Kalenderjahres maßgebend, in dem sie oder er nach den inländischen Vorschriften 
über die allgemeine Schulpflicht neun Schuljahre absolviert hätte;“ 

1f. § 169g Abs. 4 lautet: 
„(4) Waren nach den für den Vorrückungsstichtag gemäß § 169f Abs. 4 letzter Satz geltenden 

Vorschriften die sonstigen Zeiten, die nicht zur Gänze voranzustellen waren, nur bis zum Höchstausmaß 
von insgesamt drei Jahren zur Hälfte zu berücksichtigen, so sind die sonstigen Zeiten gemäß Abs. 3 Z 4 
für den Vergleichsstichtag nur bis zum Höchstausmaß von insgesamt drei Jahren und sechs Monaten zu 
42,86% zu berücksichtigen.“ 

1g. § 169g Abs. 5 und 6 entfällt. 

2. In § 175 wird folgender Abs. 110 angefügt: 
„(110) § 2 Z 5 lit. b, § 169f Abs. 4a, 4b, 9 und 10, § 169g Abs. 1, Abs. 3 Z 1, Z 4 und Abs. 4 sowie 

der Entfall des § 169g Abs. 5 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2023 treten mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Die sich aus diesen Änderungen des GehG ergebende 
Erhöhung der nach § 17 Abs. 6, 6a und 7 Poststrukturgesetz – PTSG, BGBl. Nr. 201/1996, zuletzt 
geändert durch BGBl. I Nr. 153/2020, dem Bund zu ersetzenden Beträge bleibt bei der Anwendung der 
vorgenannten Bestimmungen des PTSG unberücksichtigt.“ 
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Artikel 2 
Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948 – VBG, BGBl. Nr. 86/1948, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 6/2023, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltverzeichnis wird nach dem den § 46e betreffenden Eintrag folgender Eintrag eingefügt: 
 „§ 46f. Dienstzulage für die Koordination im Fachbereich Inklusiv- und Sonderpädagogik an der 

Bildungsdirektion“ 

1a. In § 94b wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4a eingefügt: 
„(4a) Auf die Vertragsbedienstete oder den Vertragsbediensteten, deren oder dessen 

besoldungsrechtliche Stellung durch unmittelbare Anwendung des Unionsrechts neu festgesetzt wurde, ist 
Abs. 4 mit der Maßgabe anzuwenden, dass als Besoldungsdienstalter nach § 94a Abs. 1 in Verbindung 
mit § 169c GehG jenes Besoldungsdienstalter gilt, dass sich bei einer Überleitung nach § 94a Abs. 1 in 
Verbindung mit § 169c GehG nach Maßgabe des letzten Vorrückungsstichtags ergeben hätte, der unter 
Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegten Zeiten festgesetzt wurde.“ 

1b. Dem § 94b werden folgende Abs. 9 und 10 angefügt: 
„(9) Bei der oder dem Vertragsbediensteten, deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung bis 

zum Tag der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2023 bereits gemäß Abs. 1, 2 oder 3 neu 
festgesetzt wurde, ist die besoldungsrechtliche Stellung gemäß Abs. 4 und 5 mit der Maßgabe neu 
festzusetzen, dass an Stelle des bereits ermittelten Vergleichsstichtags der Vergleichsstichtag gemäß 
§ 94c in der geltenden Fassung tritt. Abs. 7 ist mit Ausnahme des zweiten Satzes nicht anzuwenden. 
Abs. 6 und 6a sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass allfällige Nachzahlungen für denselben Zeitraum 
erfolgen wie bei der vorangegangenen Neufestsetzung. 

(10) Der oder dem Vertragsbediensteten, deren oder dessen neu festgesetztes Besoldungsdienstalter 
gemäß Abs. 4 hinter jenem Besoldungsdienstalter zurückbleibt, das sie oder er mit dem Monat der 
Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2023 nach den bis dahin geltenden Vorschriften 
erreicht hatte, gebührt ab diesem Monat eine Ergänzungszulage auf das für das höhere 
Besoldungsdienstalter gebührende Monatsentgelt (§ 8a Abs. 1 letzter Satz). Als bereits erreichtes 
Besoldungsdienstalter gilt 
 1. bei der oder dem Vertragsbediensteten gemäß Abs. 9 das Besoldungsdienstalter, das nach 

Maßgabe des Vergleichsstichtags erreicht wurde, bei dessen Ermittlung sonstige Zeiten nur 
insoweit zur Hälfte vorangestellt wurden, als sie insgesamt das Ausmaß von vier Jahren 
übersteigen, und 

 2. bei der oder dem Vertragsbediensteten, auf die oder den Z 1 nicht zutrifft, das unverbesserte bzw. 
unverminderte Besoldungsdienstalter zum Ablauf des 28. Februar 2015 gemäß Abs. 4 zweiter 
Satz (Abs. 4a) unter Berücksichtigung der bis zum Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2023 zurückgelegten Dienstzeit einschließlich einer allfälligen Zurechnung 
gemäß § 94a Abs. 1 in Verbindung mit § 169c Abs. 7 GehG. 

Die ab dem Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2023 zurückgelegte Dienstzeit 
ist in das in das Besoldungsdienstalter gemäß Z 1 oder 2 nicht einzurechnen.“ 

1c. In § 94c Abs. 1 entfällt die Wortfolge „nach Erreichen des Mindestalters für eine Beschäftigung im 
Rahmen eines Systems der dualen Ausbildung nach Art. 4 Abs. 2 lit. b der Richtlinie 94/33/EG des Rates 
vom 22. Juni 1994 über den Jugendarbeitsschutz, in der Fassung ABl. Nr. L 216 vom 20.08.1994 S. 12, 
zurückgelegten“. 

1d. § 94c Abs. 3 Z 1 lautet: 
 „1. sind Zeiten nicht von einer Voransetzung vor den Tag der Anstellung ausgeschlossen. wenn sie 

vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegt wurden;“ 

1e. § 94c Abs. 3 Z 4 lautet: 
 „4. sind jene sonstige Zeiten, die nicht zur Gänze dem Tag der Anstellung voranzustellen sind, 

ausschließlich insoweit zu berücksichtigen, als diese nach dem 30. Juni jenes Kalenderjahres 
zurückgelegt wurden, in dem die allgemeine Schulpflicht von neun Schuljahren absolviert wurde, 
und das ausschließlich im Umfang von 42,86% des Gesamtausmaß dieser sonstigen Zeiten in 
Tagen; hat die oder der Vertragsbedienstete weniger als neun Schuljahre absolviert, so ist der 30. 
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Juni jenes Kalenderjahres maßgebend, in dem sie oder er nach den inländischen Vorschriften 
über die allgemeine Schulpflicht neun Schuljahre absolviert hätte;“ 

1f. § 94c Abs. 4 lautet: 
„(4) Waren nach den für den Vorrückungsstichtag gemäß § 94b Abs. 4 letzter Satz geltenden 

Vorschriften die sonstigen Zeiten, die nicht zur Gänze voranzustellen waren, nur bis zum Höchstausmaß 
von insgesamt drei Jahren zur Hälfte zu berücksichtigen, so sind die sonstigen Zeiten gemäß Abs. 3 Z 4 
für den Vergleichsstichtag nur bis zum Höchstausmaß von insgesamt drei Jahren und sechs Monaten zu 
42,86% zu berücksichtigen.“ 

1g. § 94c Abs. 5 und 6 entfällt. 

2. Dem § 100 wird folgender Abs. 113 angefügt: 
„(113) Der den § 46f betreffende Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 94b Abs. 4a, 9 und 10, § 94c 

Abs. 1, Abs. 3 Z 1, Z 4 und Abs. 4 sowie der Entfall des § 94c Abs. 5 und 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2023 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 
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